
4"Bciblo.tt 3LMirz 1950. 

Eine :.nf't'a.ße der l~b[!,o E 1 3 e rund Genos sen, betreffend Novellie­

rung des Betricbsräteg8setzcs, be~:mtwol·tet Bundesninistel" Ai ais 0 1 wie folet 

In der iillfl'n.ee rri:::d. dQl'D.uf hingcwiesen l do.ss die Bestinr.lung des § 25 

Abs,,5 Betriebsrätceesetz, BGBL.Nr o 97/l947, in der deo gekündigten Dicnstnehner· 

dns Recht eingeräutlt wird, die Kü~diGune bein Einigul?oeso.rit selbst anzufcchtcn~ 

wenn der Betriebsra.t seinen Verlangen auf Anfechtung nicht entspricht, in der 

Praxis der Einigungsäoter verschieden n.usgelegt wird g ~ährcnd nach der einen 

AusleglUlß,- der ein Gutachten des Ooereinißungsnotes zugrunde liegt, die Auf­

fa.ssung vertreten werde, dass der gekündigte Dienstneboer die Kündigung bein 

Einißllngsant a.uch dan.n a:nfechten kann, wenn der Betriebsr!\.t der Kündigung 

nicht widersprochen oder ihr sogar zugcstinr.1t hat, gehe die andere .\uffassung~ 

die durch eine Entscheidung des Vonmltungsgerichtshpfes gestützt wird, dahin" 

cia.ss der gekündigte Dienstnchr.J.er die Kündigung nur dnnn 6clbst anfechten kml1; 

wenn der Betriebsrat der Kündigung widersprQchen" hat un~ediglich die .\nfech­

tung bein Einigwigsar.It nicht vornehl:len will" SO,weit sich die Spruchprnxis d.er 

EinißUngsäntcr die Entscheidung des V~rwaltungsgerichtshofes zu eigen ge rr, eh t 

ho.t, werde der in § ,25 .\bs.,5 Betriebsräteeesetz verankerte KündigUnesschutz 

in allen den Fällen wirkunßslos, in denen der Betriebsrat der Kündigung nicht 

,viderspricht oder ihr, zusti.rJDt .. Es russe aber sichergestellt werden, dass 

~len Dicnstnel~Je~n der Kündigungsschutz geTIährt werde, den dns Betriebsräte­

gesetz geben soll" Die Herren ,: .. bg. Elser und Genossen haben an den Bunl es- " 

r.u.nistcr für sozinle Verwaltung die Anfrage gerichteu,wll.s er zu tun gedenke, 

da.nit durch die unterschiedliche Spruchprnxis der Einig'llD.Csäoter der Kündieungs­

schutz nach den Detriebsrätegesetz nicht wirkuneslos werde und 00 der Bundes­

ninister. bereit sei,e1no Novellierune des Betriebsrätegesetzc$ in der Richtung 

zu veranlassen, d~it eindeutig festgestellt wird, dass der gekündiete Dicnst-

. nchnerdic K~ndigung beio Ein~gungsD.t.1I:. auch drn n mfechten kann, wenn der Bob·i.' ~ 

rat der KündigunG nicht widersprochen hate 

I11Bcnntwortung der 11.11frage' beehre ich nich nitzuteilen, da.ss doo 
Bundesninisteriun für sozialc Vel'Waltunß die gegenteiligen RechtsauffassungCllll 
hinsichtlich der Auslegung des § 25 Abs c 5 Betriebsrätegesetz und die sich . 
darnus ergebende verschiedene Spruchpraxis der Einigungsänter bekannt sind. 
Das BundesmnistQriun für soziale Verwaltung hält es für notwendiG, dass_ die 
aozio.lpolitisch unerwünschten Auswirkungen, die sich aus der geeenwärtigen 
unterschiedlichen RechtsD.uffnssung hinsichtlich der l ... uslegung der Bestil:ll:ll.ll1tj 
des § 25 des Betriebsrätegesetzes ergeben, beseitigt werden und beabsichtiGt, 
zu diesen Zweck.e eine Novellicrung dieser Gesetzesbestiol'.1ung in die Wege zu 
leiteno 
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